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I. Der medizinisch-gesellschaftliche Hintergrund

Schon vor Bekanntwerden des sog. „Göttinger Organ-
spendeskandals“1, dem andernorts noch weitere Fälle 
von Unregelmäßigkeiten folgten,2 gab es gerade für be-
sonders empathisch empfindende Transplantationsärz-
te einen guten Grund, die bestehenden regulatorischen 
Rahmenbedingungen des Organverteilungssystems zu-
gunsten der eigenen Patienten jedenfalls bis zu den 
äußersten Grenzen auszuschöpfen: der akute Organ-
mangel und die sich damit verbindende – reale – Sor-
ge, dass der vorgegebene Verfahrensweg von der ersten 
Meldung des Patienten auf Basis seiner diagnostischen 
Parameter (§ 13 Abs. 3 TPG) über seine Aufnahme in 
die Warteliste des jeweiligen Transplantationszentrums 
(§ 10 Abs. 2 S. 1 Nrn. 1, 2 TPG) bis hin zur konkreten 
Zuteilung eines Spenderorgans durch Eurotransplant 
im „Dringlichkeitswettbewerb“ mit zahlreichen ande-
ren Bedürftigen (§ 12 Abs. 1-3 TPG) am Ende zu lan-
ge dauern könnte. Im Jahre 2011, als – von „Insidern“ 
abgesehen – noch niemand von den Manipulationen 
(wenigstens durch bewusstes Ignorieren von Aufnah-
mehindernissen gemäß der einschlägigen Richtlinie 
der Bundesärztekammer, zum Teil aber auch durch 
bewusste Falschangaben bzgl. Krankheitszustand und 
therapeutischer Notwendigkeiten)3 etwas ahnte, lag 
der prozentuale Anteil an realisierten Organtransplan-
tationen insgesamt proportional zur Bevölkerungszahl 
verglichen mit anderen Ländern eher im unteren Mit-
telfeld4 – mit Tendenz nach unten5 – und musste bereits 
seinerzeit jeder dritte Patient befürchten, auf der War-
teliste zu versterben. Von diesem Knappheitsproblem 
war die Leberspende natürlich nicht ausgenommen:6 
Den durchgeführten 1.199 Lebertransplantationen 
standen seinerzeit 1.792 Neuanmeldungen (ohne Wie-
derholungsanmeldungen) gegenüber.7

Angesichts der existentiellen Zuspitzung für die Betrof-
fenen und deren Angehörigen ist die all gemeine Em-
pörung nach Bekanntwerden der ersten Irregularitäten 
nur allzu verständlich. Die Transplantationsmedizin hat 
hierdurch in der Bevölkerung, aber ebenso in den ei-
genen Reihen8 einen erheblichen Vertrauensverlust er-
litten, den auch die nachfolgenden Bemühungen um 
„Schadensbegrenzung“ – durch kostenträchtige Image-
kampagnen und deutlich sichtbare Verschärfung der 
Kontrollen und Regularien – nicht abwenden konnten. 
Auch verstärkt durch eine dezidiert skandalisierende 
mediale Berichterstattung,9 sind seither die Organspen-
derzahlen in geradezu desaströsem Ausmaß zurückge-
gangen; erst vor wenigen Tagen hat die Deutsche Trans-

plantationsgesellschaft für das laufende Jahr erneut 
einen „besorgniserregenden Tiefstand“ in Fortsetzung 
des seit 2011/12 anhaltenden „Negativtrends“ beklagt.10 
Vor diesem Hintergrund hat schon der erstinstanzliche 
Freispruch im Göttinger Transplantationsfall11 das inte-
ressierte Publikum (und die Vertreter der Presse) irri-
tiert und Zweifel an einer angemessenen Beurteilung 
durch die Strafjustiz geweckt; dass diese Zweifel durch 
die nunmehrige Bestätigung des Freispruchs durch den 
Bundesgerichtshof12 nicht beseitigt sind, liegt in der Na-
tur der Sache. 
Das verbreitete Unverständnis ob dieses Ausgangs trotz 
gerichtlich festgestellter, von unverkennbarer Selbst-
gerechtigkeit und reduzierter Normbefolgungsbereit-
schaft13 geprägten Regelbrüche des Angeklagten ist 
ohne Weiteres nachvollziehbar; schließlich hängt die 
Funktionalität der doch um der Verteilungs- wie Ein-
zelfallgerechtigkeit so komplexen Verfahrens- und Or-
ganisationsstruktur maßgeblich vom regelkonformen 
Verhalten aller beteiligten Institutionen und Personen 
und von einer effektiven Aufdeckung und Sanktionie-
rung evtl. Regelverstöße ab. Dass es an der nötigen 
Transparenz und Kontrolleffektivität zum Zeitpunkt 
des Geschehens wohl in erheblichem Maße mangelte, 
wird heute nicht mehr ernstlich bestritten. Von der Be-
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